
Ministerium für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Der Minister

Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 
des Landes Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf

20. April 2020

An den
Vorsitzenden des
Ausschusses für Wirtschaft, Energie 
und Landesplanung 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Georg Fortmeier MdL 
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Aktenzeichen

(bei Antwort bitte angeben)

Telefon: 0211 61772-0

Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Energie und 
Landesplanung am 22. April 2020

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

zur o.g, Sitzung wurde ein schriftlicher Bericht zum Thema „Auswirkun­

gen von Corona auf die Unternehmen in NRW“ erbeten.

In der Anlage beigefügt erhalten Sie den Bericht, welcher Ihnen und den 

weiteren Mitgliedern des Ausschusses vereinbarungsgemäß ausschließ­

lich elektronisch übermittelt wird.

Mit freundlichen Grüßen

Prof. Dr. Andreas Pinkwart
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„Auswirkungen von Gorona auf die Unternehmen in NRW“

Dieser Bericht aktualisiert und ergänzt den am 7. April 2020 an den Aus­
schuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung übermittelten schriftli­
chen Bericht der Landesregierung „Corona-Hilfsangebote für die Wirt­
schaft in Nordrhein-Westfalen“ (Vorlage 17/3231),

Am 15. April 2020 hat eine Telefonschaltkonferenz der Bundeskanzlerin 
mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder stattge­
funden, in der man sich bezüglich des weiteren Vorgehens in der Corona- 
Pandemie ausgetauscht hat. Verständigt hat man sich neben vielen wei­
teren Punkten u.a. auch darauf, dass Großveranstaltungen mindestens 
bis zum 31. August 2020 untersagt bleiben sollen. Des Weiteren sollen 
ab dem 20. April 2020 alle Geschäfte mit bis zu 800 qm Verkaufsfläche 
sowie unabhängig von der Verkaufsfläche Kfz-Händler, Fahrradhändler 
und Buchhandlungen unter Hygieneauflagen wieder öffnen dürfen. Die 
nordrhein-westfälische Landesregierung hat zusätzlich entschieden, dass 
auch Einrichtungshäuser und Babyfachmärkte öffnen dürfen, die mehr als 
800 qm Verkaufsfläche aufweisen. Diese Entwicklungen sind ein wichti­
ges Signal und geben weiten Teilen der Wirtschaft im Rahmen der der­
zeitigen Möglichkeiten Planungssicherheit.

Nach wie vor sehr schwierig stellt sich aber beispielsweise die Lage für 
die Tourismusbranche dar. Die aktuell diskutierte Vergabe von Gutschei­
nen anstatt einer Reisepreiserstattung würde die Liquiditätssituation in 
der Branche erheblich verbessern. Deshalb hat das Bundeskabinett be­
schlossen, dass Verbraucher für Tickets, die vor dem 8. März 2020 ge­
kauft worden sind, statt der sofortigen Rückzahlung grundsätzlich Gut­
scheine erhalten sollen. Für eine solche Gutscheinlösung muss aber, so 
die Bundesregierung, EU-Recht geändert werden.1

1 https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/gutschein-statt-erstattung- 
1738860
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Um den Schaden für Solo-Selbstständige und Kleinstunternehmen in 
Folge der Corona-Krise abzufedern, hat der Bund ein Soforthilfepro­
gramm Corona aufgelegt. Die Landesregierung hat beschlossen, das An­
gebot des Bundes 1:1 an die Zielgruppen weiterzureichen und dabei zu­
sätzlich den Kreis der angesprochenen Unternehmen noch um die 
Gruppe der Unternehmen mit bis zu 50 Beschäftigten zu erweitern. Die 
NRW-Soforthilfe ist am 27. März 2020 gestartet. Die Unternehmen sollen 
bei der Sicherung ihrer wirtschaftlichen Existenz und der Überbrückung 
von akuten Finanzierungsengpässen, u.a. für laufende Betriebskosten 
wie Mieten, Kredite für Betriebsräume, Leasingraten etc., sowie dem Er­
halt von Arbeitsplätzen durch einen Zuschuss unterstützt werden.

Der Antragsteller muss versichern, dass der Finanzierungsengpass nicht 
bereits vor dem 1. März bestanden hat. Der Antragsteller muss zusätzlich 
erklären, dass es sich bei dem Unternehmen zum Stichtag 31. Dezember 
2019 nicht um ein "Unternehmen in Schwierigkeiten" handelte. Ein klei­
nes oder mittleres Unternehmen befand sich zum 31. Dezember 2019 in 
Schwierigkeiten, wenn mindestens eine der drei Voraussetzungen der 
EU-Definition - (1) Überschuldung, (2) Insolvenzverfahren oder (3) Bei­
hilfe2 - erfüllt ist. Für neugegründete Unternehmen bis zum Alter von drei 
Jahren gilt nur das Kriterium "Insolvenzverfahren".

Aufgrund von Betrugsfällen mit Fake-Internetseiten und der Ermittlungen 
des Landeskriminalamtes ist am 8. April 2020 beschlossen worden, das 
Antragsverfahren und die Auszahlung der Soforthilfe zum Schutz der An­
tragsteller vorübergehend zu stoppen. Die Ermittler, die Bezirksregierun­
gen und das Wirtschaftsministerium haben mit Hochdruck daran gearbei­
tet, die große Mehrheit der redlichen Antragsteller, die auf ihre Auszah­
lung warten, und die Betrugsfälle voneinander zu trennen. Seit dem 17. 
April 2020 ist das Online-Antragsverfahren mit zusätzlichen Sicherheits­
prüfungen, die im Hintergrund laufen, wiederaufgenommen worden.

2 Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe erhalten und der Kredit wurde noch nicht 
zurückgezahlt oder die Garantie ist noch nicht erloschen bzw. das Unternehmen hat eine 
Umstrukturierungsbeihilfe erhalten und unterliegt noch immereinem Umstrukturierungs­
plan.
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• Es sind 421.000 Anträge eingegangen (davon entfielen auf Unter­
nehmen mit < 5 Vollzeitbeschäftigten (VZB): 362.000; > 5 < 10 
VZB: 36.000; > 10 < 50 VZB: 23.000) mit einem Antragsvolumen 
i.H.v. knapp 4,4 Mrd. Euro.

• Es sind 363.000 Zusagen/ Bewilligungen ausgesprochen worden 
(davon entfielen auf Unternehmen mit < 5 VZB: 313.000; > 5 < 10 
VZB: 30.000; > 10 < 50 VZB: 20.000) mit einem Zusage-/ Bewilli­
gungsvolumen von knapp 3,8 Mrd. Euro.

• Es sind bereits Auszahlungen an mehr als 306.000 Antragsteller 
i.H.v. knapp 3,2 Mrd. Euro geleistet worden (davon 406 Mio. Euro 
an Unternehmen mit > 10 < 50 VZB, d.h. also Landesmittel).

Entwicklung der NRW-Soforthilfe bis zum 9. April 2020:

Die NRW-Soforthilfe kann insbesondere genutzt werden, um finanzielle 
Engpässe, wiez.B. Bankkredite, Leasingraten, Mieten usw., zu bedienen. 
Der nach Prüfung des Antrags elektronisch übermittelte Bewilligungsbe­
scheid kann auch bei der Bank vorgezeigt werden. Er gilt als Nachweis, 
dass das Land den Zuschuss auszahlen wird. Gerade auch kleinere Ein­
zelhandelsgeschäfte, deren Fixkosten (z.B. Ladenmiete) trotz Corona-be­
dingter Zwangsschließung weiterlaufen, sollen durch die Soforthilfe un­
terstützt werden. Für Vermieter gilt, dass sie nur dann antragsberechtigt 
sind, wenn sie im Haupterwerb wirtschaftlich und dauerhaft am Markt als 
Unternehmen tätig sind. Private Vermieter sind damit im Normalfall nicht 
antragsberechtigt.

Staatliche Kredit- und Bürgschaftsprogramme in Zeiten von Corona

Aufgrund der Corona-Pandemie haben diverse staatliche Programme zur 
Finanzierung eine zusätzliche Ausgestaltung erfahren, um bestmöglich 
auf die Krise reagieren zu können. Eine Voraussetzung, damit diese zu­
sätzlichen Ausgestaltungen in Anspruch genommen werden können, ist 
gewöhnlich, dass es sich zum Stichtag 31. Dezember 2019 nicht um ein 
Unternehmen in Schwierigkeiten nach EU-Definition gehandelt hat. 
Dadurch soll sichergestellt werden, dass nur grundsätzlich wirtschaftlich 
gesunde Unternehmen, deren derzeitige Schieflage auf Corona zurück­
zuführen ist, besondere Unterstützung erhalten.



Die Hausbanken sind in Teilen bei der Übernahme von Risiken zurück­
haltend, selbst bei 80- oder 90-prozentigen Haftungsfreistellungen. Die­
ses Problem wird für Kreditbedarfe von max. 800.000 Euro durch den 
KfW-Schnellkredit mit 100% Haftungsfreistellung gelöst werden. Dieses 
Förderangebot entlastet als Treuhandkredit die Hausbanken zudem bei 
der Verschuldungsquote. Dennoch gibt es Unternehmen, denen als Kun­
den bei Direktbanken ohne relevante Kundenbeziehung zu einer Haus­
bank derzeit Zugänge zu Förderkrediten fehlen. Einige Hausbanken 
schränken sich derzeit bei der Aufnahme von Neukunden stark ein. Ein 
wichtiges ergänzendes Instrument für Hausbanken wie auch betroffene 
Unternehmen sind Tilgungsaussetzungen, da hierdurch der Liquiditäts­
abfluss reduziert wird und in Einzelfällen Betriebsmittelkredite vermieden 
bzw. Finanzierungsmöglichkeiten offengehalten werden können.

Die KfW hat - gestützt durch erhebliche Rückhaftungen des Bundes - ein 
umfassendes Angebot geschaffen, um auch die nordrhein-westfälischen 
Unternehmen kraftvoll zu unterstützen. Im Durchleitungsgeschäft der 
NRW.BANK sind durch die KfW bisher eine niedrige vierstellige Anzahl 
Kreditzusagen mit einem Volumen im mittleren dreistelligen Millionenbe­
reich im Rahmen der KfW-Corona-Hilfe erteilt worden. Wenn es in einem 
Einzelfall zu einer Ablehnung durch die KfW kommt, liegen die Ursachen 
- soweit bekannt - in den formalen Programmbedingungen und nicht in 
den jeweiligen Auswirkungen der Corona-Krise. Um auch den Fällen, die 
von der KfW nicht oder nicht ausreichend abgedeckt werden, ein Förder­
angebot und damit einen Mehrwert für Nordrhein-Westfalen bieten zu 
können, stellt die NRW.BANK ihr Angebot für die Corona-Krise primär 
komplementär zum Bundesangebot auf und bedient beispielsweise einen 
breiteren Antragstellerkreis.

Die Kapitaldienstfähigkeit korreliert oft mit der Länge der angebotenen 
Laufzeiten. Das Temporary Framework3 lässt derzeit sechs Jahre als 
längste Laufzeit für die Betriebsmittelkredite zu (die NRW.BANK schöpft 
diesen Rahmen beim NRW.BANK.Universalkredit aus), gleichwohl wäre 
es für die Unternehmen hilfreich, die Belastung stärker auf der Zeitachse 
strecken zu können. Grundsätzlich muss eine Kapitaldienstfähigkeit ge­
geben sein, was u.a. den Zugang zu den Fremdkapitalangeboten für nicht 
wirtschaftlich tätige Einrichtungen erschwert - das gilt aber auch unab­
hängig von der derzeitigen Situation.

3 Temporary Framework = befristeter Rahmen seitens der EU für staatliche Beihilfen 
zur Stützung der Wirtschaft angesichts Corona
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Im Eigenkapitalbereich der NRW.BANK gibt es bzgl. Corona bisher noch Seite 6 von 9 
keine aussagekräftigen Auswertungen. Für NRW.Start-up.akut liegen 
derzeit knapp über zwanzig Anträge vor und es gibt weitere Anfragen/In­
teressenten. Hieran zeigt sich, dass das Angebot ohne Notwendigkeit ei­
nes privaten Ko-Investors in der derzeitigen Marktlage den Bedarf trifft.
Bei den Eigenkapitalangeboten, bei denen ein Ko-Investor notwendig ist, 
z.B. NRW.SeedCap, läuft die Nachfrage wie erwartet im normalen Be­
reich.

Sowohl bei der Bürgschaftsbank NRW als auch beim Landesbürgschafts­
programm ist ein deutlich erhöhtes Aufkommen auszumachen. Die Bürg­
schaftsbank NRW hat in den Kalenderwochen (KW) 11 bis 15 mehr als 
150 Bürgschaftsanträge erhalten, insbesondere aus dem Einzelhandel 
und Handwerk sowie von Hotels und Gaststätten:

Beantragt

Anzahl
Bürg-

Kredit-vo- Bürgschafts
KW lumen volumen

schäften in Euro in Euro

11. 4 740.000 562.000

12. 44 11.738.000 8.789.400

13. 35 11.813.200 9.010.560

14. 58 13.667.900 10.791.720

15. 15 4.501.000 3.600.800

156 42.460.100 32.754.480

Genehmigt

Anzahl
Bürg­
schaften

Kredit-vo-
lumen

in Euro

Bürgschafts­
volumen

in Euro

1 100.000 50.000

14 5.894.100 4.246.480

24 5.721.000 4.129.300

25 3.760.500 3.008.400

26 6.968.100 5.334.480

90 22.443.700 16.768.660

Die Anzahl der Bürgschaftsübernahmen durch die Bürgschaftsbank wird 
aufgrund der weiterhin zahlreich eingehenden Anträge auf absehbare 
Zeit erheblich erhöht sein. Die Bürgschaftsbank NRW kann Bürgschaften 
für KMU bis max. 2,5 Mio. Euro übernehmen, darüber greift das Landes­
bürgschaftsprogramm, das sich insbesondere an größere Unternehmen 
richtet.



Für Bürgschaftsobligen oberhalb von 50 Mio, Euro übernimmt derzeit der 
Bund die Hälfte des Obligos, die jeweils betroffenen Bundesländer betei­
ligen sich proportional zu den auf sie entfallenden Beschäftigtenzahlen. 
Bis zum 16. April 2020 liegen im Landesbürgschaftsprogramm sieben die­
ser Anträge auf parallele Bund-/Länderbürgschaften mit einem Volumen 
von insgesamt 1,12 Mrd. Euro vor, davon wurden bereits drei Anträge mit 
einem Kreditvolumen von 580 Mio. Euro (NRW-Obligo rd. 54 Mio. Euro) 
positiv entschieden. Darüber hinaus werden aktuell Vorgespräche zu Vor­
haben für parallele Bund-Länder-Bürgschaften mit einem Kreditvolumen 
von 1 Mrd. Euro geführt. Des Weiteren liegen aktuell elf „alleinige“ Lan­
desbürgschaftsanträge (d.h. Obligo jeweils unter 50 Mio. Euro) mit einem 
Gesamtvolumen von rd. 250 Mio. vor. Branchenschwerpunkte sind Ein­
zelhandel und Automotive.

Mit Blick auf die Unterstützung kommunaler Unternehmen wird innerhalb 
der Landesregierung geprüft, ob und inwieweit im ersten Wege Gesell­
schaften, die Verkehrsinfrastrukturen (Flughäfen, Häfen, ÖPNV) besitzen 
oder betreiben und die sich im Eigentum der öffentlichen Hand befinden, 
sowie öffentliche Krankenhäuser überden NRW-Rettungsschirm Zugang 
zu Bürgschaften und günstigen Darlehenskonditionen erhalten können. 
In diese Prüfung ist die NRW.BANK einbezogen, mit der aktuell an einer 
Lösung gearbeitet wird. Hinsichtlich der Flughäfen mit bundesweiter Be­
deutung wird kurzfristig ein Programm des Bundes erwartet.

Kurzarbeitergeld

Sehr viele Unternehmen in Nordrhein-Westfalen haben von dem Angebot 
Gebrauch gemacht, Kurzarbeitergeld (KuG) zu beantragen. Mit dem Aus­
bruch der Corona Pandemie ist die Kurzarbeit in Nordrhein-Westfalen seit 
Anfang März massiv angestiegen. Hochrechnungen zufolge haben bis 
zum 13. April 2020 rund 156.000 Unternehmen in Nordrhein-Westfalen 
Kurzarbeit angezeigt, während es im gesamten Monat Februar 2020 nur 
400 Betriebe waren. Im Jahr 2019 haben in Nordrhein-Westfalen insge­
samt 3.650 Unternehmen Kurzarbeit angezeigt, 170 davon im März 2019. 
Während des von der Finanzkrise geprägten Jahres 2009 gab es in knapp 
29.000 Unternehmen konjunkturelle Kurzarbeit.

Unter bestimmten Bedingungen können auch Auszubildende KuG be­
kommen. Der Anspruch eines Auszubildenden auf Fortzahlung der Ver­
gütung nach § 19 I Nr. 2 Berufsbildungsgesetz (BBIG) entfällt, wenn der
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Auszubildende nicht an der Ausbildung teilnehmen kann aus Gründen, 
die weder dem Risikobereich des Arbeitgebers noch dem des Ausbilden­
den zuzurechnen sind. Beispielsweise ist ein Betrieb nicht zur Zahlung 
der Vergütung verpflichtet, wenn der Auszubildende die Ausbildungs­
stätte infolge witterungs- oder verkehrsbedingter Schwierigkeiten nicht er­
reichen kann. Die Bundeagentur für Arbeit kommt hinsichtlich der Zahlung 
von KuG für Azubis zu folgender Auslegung: Ist ein Betrieb aufgrund der 
aktuellen Corona-Situation geschlossen (z.B. wegbrechende Buchungen 
in Hotels) und kann deswegen nicht mehr ausbilden, ist die Gewährung 
von KuG möglich. „Produziert“ ein Betrieb jedoch noch und ist die Ausbil­
dung ggf. in einer anderen Abteilung weiter möglich, steht dem Auszubil­
denden gern. § 19 I Nr. 2 BBiG ein Anspruch auf Fortzahlung der Vergü­
tung bis zur Dauer von 6 Wochen zu. Erst danach würde KuG greifen. 
Grundsätzlich gilt, dass sobald der Auszubildende wieder ausgebildet 
werden kann, dieser wieder zu beschäftigen ist. Setzt der Betrieb dabei 
die Kurzarbeit des Auszubildenden fort, besteht der Anspruch auf Lohn­
fortzahlung bis zu 6 Wochen und in dieser Zeit somit kein Anspruch auf 
KuG.

Kohleausstieg und Strukturwandel im Rheinischen Revier in Zeiten 
der Corona-Pandemie

Der Ausstieg aus der Kohleverstromung sowie die Gestaltung des Struk­
turwandels im Rheinischen Revier haben nach wie vor eine hohe Priorität. 
Das Strukturstärkungsgesetz und das Kohleausstiegsgesetz befinden 
sich im Gesetzgebungsverfahren, das sich aufgrund ausfallender Aus­
schusssitzungen leicht verzögern wird. Eine abschließende Befassung 
von Bundestag und Bundesrat wird vor der Sommerpause erwartet. Die 
Landesregierung erwartet von der Bundesregierung, dass die erforderli­
chen Haushaltsmittel für die Strukturhilfe vollumfänglich zur Verfügung 
gestellt werden.

Parallel zu den Verfahren auf Bundesebene werden die vorbereitenden 
Maßnahmen im Land und in der Region weiter vorangetrieben. Um erste 
sichtbare Signale zu setzen und einen zügigen Beginn der Maßnahmen 
in 2020 zu ermöglichen, sollen einzelne Projekte - bei einem positiven 
Votum der Region - als Einstieg in die Umsetzung des Strukturstärkungs­
gesetzes gefördert werden.
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a. die Projekte aus dem Sofortprogramm
b. die prioritären Projekte aus dem Eckpunktepapier der Bundesre­

gierung zum Strukturstärkungsgesetz
c. die im Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen benannten Maß­

nahmen

Im Mai wird der Aufsichtsrat der Zukunftsagentur eine Empfehlung zu die­
sen Projekten abgeben. Der Aufsichtsrat hat zudem über eine Öffnungs­
klausel weitere Projekte zu diesem Verfahren zugelassen. Über ein 
„Starterpaket Kernrevier“ zur Unterstützung der 20 Anrainerkommunen 
des Kernreviers werden weitere Projekte ausgewählt, die noch in diesem 
Jahr in die Umsetzung gehen sollen.

Bei Verfahren mit Beteiligungsprozessen, wie insbesondere dem Bürger­
beteiligungsprozess zum Wirtschafts- und Strukturprogramm für das 
Rheinische Zukunftsrevier 1.0 (WSP 1.0), wird in der derzeitigen Situation 
verstärkt auf digitale Möglichkeiten zurückgegriffen. So hat das im Rhei­
nischen Revier eingerichtete Bürgerbeteiligungsgremium „Spurgruppe“ 
am 16. März 2020 zum ersten Mal als Videokonferenz getagt. Der erste 
Online-Dialog zu den im WSP 1.0 beschriebenen Zukunftsfeldern startet 
am 21. April 2020. Weitere Online-Veranstaltungen sollen folgen. Gleich­
zeitig wird kontinuierlich geprüft, wann und inwiefern Vor-Ort-Termine 
wieder realisiert werden können. Gegebenenfalls notwendige Anpassun­
gen der Zeitpläne erfolgen auf dieser Basis. Durch diese flexible Nutzung 
von digitalen und analogen Formaten soll gewährleistet werden, dass der 
Bürgerbeteiligungsprozess trotz der Corona-Pandemie weiter fortgeführt 
werden kann.


